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Kapitel 1 

Einführung

A. Einführung in die Problemlage

Der ÖPNV boomt. Nach Angaben des Statistischen Bundesamts können im 
Nah- und Fernverkehr mit Bussen und Bahnen neue Fahrgastrekorde verbucht wer-
den.1 So wurde der Liniennah- und -fernverkehr mit Bussen und Bahnen im Jahr 
2016 rund 11,5 Milliarden Mal genutzt.2 Es konnte ein Anstieg von 180 Millionen 
Fahrgästen im Vergleich zum Jahr 2015 verzeichnet werden.3 „Damit wird auch 
deutlich: Der ÖPNV ist das Rückgrat einer effizienten und klimaschonenden Mo-
bilität für alle Bürgerinnen und Bürger in Deutschland“.4 Die Finanzierung des 
ÖPNV – wie sie derzeit besteht – kann jedoch aufgrund verschiedener struktureller 
als auch demographischer Faktoren künftig nicht aufrechterhalten werden. Um wei-
terhin einen funktionierenden ÖPNV gewährleisten zu können – und damit auch 
dem staatlichen Daseinsvorsorgeauftrag gerecht zu werden –, müssen Reformen 
im Bereich der Finanzierung des ÖPNV angestrengt werden. Im Rahmen dieser 
Reformüberlegungen wird auch die (teilweise)  Umlagefinanzierung des ÖPNV 
diskutiert. „ÖPNV Flatrate für alle“ und „fahrscheinfreier ÖPNV“ ist in diesem 
Sinne derzeit eine Devise des „linken“ politischen Spektrums.5 Gemeint ist damit 
die unbeschränkte und „fahrscheinlose“ Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel 
durch die Einführung eines solidarisch (beitrags-)finanzierten Tickets.6 Das sog. 
„Berlin-Ticket“ soll – nach einer ersten Modellrechnung der Linkspartei – etwa 

	 1	Pressemitteilung Nr. 124 des Statistischen Bundesamts vom 10. April 2017, abrufbar unter 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2017/04/PD17_124_461.
html; jsessionid=9F4C1661139492CF59E41D0801675D29.cae3 (letzter Abruf: 31.  Januar 
2018). Vgl. dazu auch Balser, „Der Bund spart am Verkehr“, SZ vom 13. April 2017.
	 2	Pressemitteilung Nr. 124 des Statistischen Bundesamts vom 10. April 2017, abrufbar unter 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2017/04/PD17_124_461.
html;jsessionid=9F4C1661139492CF59E41D0801675D29.cae3 (letzter Abruf: 31.  Januar 
2018). Vgl. dazu auch Balser, „Der Bund spart am Verkehr“, SZ vom 13. April 2017.
	 3	VDV Pressemitteilung vom 25. Januar 2017, abrufbar unter https://www.vdv.de/presse.
aspx?id =2d32df11-d22e-45af-8475-ebfae152192b&mode=detail (letzter Abruf: 31. Januar 2018).
	 4	Pressestatement des VDV Präsidenten Fenkse vom 10. April 2017 zum Fahrgastrekord bei 
Bussen und Bahnen, abrufbar unter https://www.vdv.de/presse.aspx?id=462d39f1-7932-4743-
-9467-7d7b237caa6f&mode=detail (letzter Abruf: 31. Januar 2018).
	 5	Leidig, Disput 9/2014, 12, 12.
	 6	Heine, Tagesspiegel 30. Mai 2015, Parteitag in Berlin, abrufbar unter: www.tagesspiegel.de/
berlin/parteitag-in-berlin-linke-stimmt-fuer-flatrate-fuer-bus-und-bahn/11847742.html (letzter  
Abruf: 31. Januar 2018).
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30 Euro kosten und von allen Einwohnern der Bundeshauptstadt bezogen werden.7 
Dadurch lägen die Kosten für die Nutzung des ÖPNV deutlich unter den bisherigen 
Ticketpreisen, die derzeit für das gesamte Stadtgebiet Berlins – inklusive des Um-
landes – 100,50 Euro pro Monat betragen.8 Zudem wäre es möglich, Investitionen 
zur Instandhaltung des bestehenden Angebots zu tätigen und Bauvorhaben zur 
Verdichtung des bestehenden Angebots anzustreben.9 

Ziel dieser Dissertation ist es, die juristische Umsetzungsfähigkeit einer solchen 
Umlagefinanzierung des ÖPNV zu untersuchen. 

B. Gang der Untersuchung

Zu Beginn der Arbeit werden zunächst die rechtlichen Grundlagen des ÖPNV 
dargestellt und die Bedeutung des ÖPNV für das tägliche Leben herausgearbeitet. 
Abgestellt wird dabei zunächst vor allem auf den ÖPNV als Teil der Daseinsvor-
sorge. Besonderes Augenmerk wird jedoch auch auf die umweltpolitischen Belange 
des ÖPNV gelegt, indem auf nationale sowie internationale Klimaschutzziele ein-
gegangen wird und die Rolle des ÖPNV im umweltpolitischen Prozess aufgezeigt 
wird. Aber auch der sozialstaatliche und wirtschaftliche Wert des ÖPNV wird 
herausgestellt (Kapitel 2).

Der erste Schwerpunkt der Arbeit liegt dann auf der Analyse und Darstellung 
der derzeitigen Finanzierungssituation des ÖPNV. Da sich die Finanzierung des 
ÖPNV durch eine „unübersichtliche Finanzierungslandschaft“10 auszeichnet, ist 
es zunächst wichtig, eine Übersicht der wichtigsten Finanzierungsquellen zu er-
arbeiten. Dabei wird zwischen der Nutzerfinanzierung und der Finanzierung durch 
öffentliche Mittel unterschieden. Im Rahmen der öffentlichen Finanzierungsmittel 
ist zwischen der Betriebskostenfinanzierung des ÖPNV, die sich unter anderem aus 
Tarifersatzleistungen wie den gesetzlichen Ausgleichsleistungen im Ausbildungs-
verkehr (§ 45a PBefG) und der Erstattung von Fahrgeldausfällen im Nahverkehr 
durch die unentgeltliche Beförderung von schwerbehinderten Menschen zusam-
mensetzt, sowie der Investitionsfinanzierung zu trennen. Für ein besseres Ver-
ständnis der verschiedenen Finanzierungsstränge ist auch auf die Auswirkungen 
der Bahnstrukturreform im Jahr 1993 einzugehen. Am Ende der Analyse ist eine 

	 7	Benn, Öffi-Flatrate, in: extraDrei, Ausgabe September 2015, abrufbar unter: http://www.
die-linke-pankow.de/nc/politik/nachrichten/detail/zurueck/ausgabe-september-2015/artikel/
oeffi-flat rate/ (letzter Abruf: 31. Januar 2018).
	 8	Vgl. dazu die Informationen auf der Internetpräsenz der Berliner Verkehrsbetriebe unter 
https://shop.bvg.de/index.php/tickets (letzter Abruf: 31. Januar 2018).
	 9	Leidig, Disput 9/2014, 12, 12.
	 10	Bormann/Bracher/Dümmler/et al., Neuordnung der Finanzierung des ÖPNV, S. 6; vgl. auch 
Lehr, Beihilfen zur Gewährleistung des ÖPNV, S. 63; vgl. auch Targan/Neumann, ZögU 2005, 
93, 98. Zimmer verwendet das Begriffsbild einer „Spaghetti-Finanzierung“, Der ÖV-Beitrag, 
S. 14.
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Bewertung der Finanzierungsquellen anhand einer wirtschaftlichen Betrachtung 
vorzunehmen. Weiterhin ist auf sich stellende Problempunkte wie das Auslaufen 
verschiedener staatlicher Fördermittel des ÖPNV einzugehen (Kapitel 3).

Im vierten Kapitel wird eine verkehrswissenschaftliche Betrachtung von bereits 
bestehenden „Nulltarifen im ÖPNV“ vorgenommen. Dabei werden verschiedene 
Werbekampagnen wie zum Beispiel die Aktion „Tübingen macht blau“ oder die 
Veranstaltung von autofreien Sonntagen und deren Wirkung auf die ÖPNV-Nut-
zung erörtert. Im Anschluss daran werden steuerfinanzierte „Nulltarife“ im In- 
und Ausland betrachtet. Als deutsches Beispiel ist dabei unter anderem der fahr-
scheinfreie Stadtverkehr in der brandenburgischen Stadt Templin anzuführen. Im 
internationalen Vergleich wird verstärkt das Augenmerk auf den steuerfinanzierten 
Nulltarif im ÖPNV der belgischen Stadt Hasselt und den fahrscheinfreien Nah
verkehr in der estnischen Hauptstadt Tallinn gelegt (Kapitel 4).

Ein Kernpunkt der Untersuchung liegt bei der Frage, ob und gegebenenfalls wie 
eine Umlagefinanzierung des ÖPNV durch die Erhebung einer „ÖPNV-Abgabe“ 
juristisch umzusetzen ist. Dafür ist zunächst herauszuarbeiten, was konkret unter 
einer solchen „ÖPNV-Abgabe“ zu verstehen ist und welche Ausgestaltung ihr zu-
grunde liegt. Im Anschluss daran stellt sich die Frage ihrer finanzverfassungsrecht-
lichen Umsetzung. Es muss zunächst geprüft werden, unter welchen spezifischen 
Abgabentypus die „ÖPNV-Abgabe“ subsumiert werden kann und welche konkreten 
Voraussetzungen zu erfüllen sind. Einzugehen ist zudem auf die Problematik der 
Zulässigkeit einer monatlich wiederkehrenden Abgabenerhebung. 

Ist ein geeigneter Abgabentypus gefunden worden, müssen geeignete Krite-
rien erarbeitet werden, bei deren Vorliegen von einer Einhaltung der (finanz-)ver
fassungsrechtlichen Anforderungen auszugehen ist. Dabei kann auf Erkenntnisse  
aus bereits bestehenden Rechtsinstituten zurückgegriffen werden. Mit in die Über-
legungen einzubeziehen sind vor allem die Kriterien des kommunalen Anschluss- 
und Benutzungszwangs sowie die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
zum Semesterticket und zum Rundfunkbeitrag, da all diese Rechtsinstitute  
Anknüpfungspunkte und Parallelen zu der Erhebung einer „ÖPNV-Abgabe“ 
aufweisen.

Sind geeignete Kriterien für die Erhebung einer „ÖPNV-Abgabe“ gefunden 
worden, ist auf die Frage einzugehen, welche konkreten Abgabenschuldner in An-
spruch genommen werden können und welche Abgabenhöhe (finanz-)verfassungs-
rechtlich zumutbar ist. 

Weiterhin ist die „ÖPNV-Abgabe“ aus verfassungsrechtlicher Sicht zu betrach-
ten. Zu beleuchten ist dabei vor allem die Frage, ob durch die Erhebung der „ÖPNV-
Abgabe“ der allgemeine Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG berührt wird und 
ob eine solche Tangierung verfassungsrechtlich zu rechtfertigen ist. Zudem ist im 
Anschluss ein möglicher Eingriff in die persönliche Freiheitsentfaltung im ver-
mögensrechtlichen Bereich aus Art. 2 Abs. 1 GG zu thematisieren.




